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1 Teil I: Rechtsstellung und Aufgabenbereiche  
 

1.1 § 1 Rechtsstellung 

 

Die Gustav Mahler Privatuniversität für Musik (GMPU) ist eine juristische Person öffentlichen Rechts mit 

Sitz in Klagenfurt am Wörthersee. Sie verfolgt ausschließlich gemeinnützige Zwecke.  

 

1.2 § 2 Leitende Grundsätze, Zweck, Aufgabe 

 

Die Gustav Mahler Privatuniversität für Musik wird auf Basis folgender leitenden Grundsätzen geführt:  

1. der Freiheit der Wissenschaft und ihrer Lehre und der Freiheit des künstlerischen Schaffens, der 

Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie der Lehre der Kunst, der Vermittlung von 

Kunst und ihrer Lehre, der Verbindung von Forschung und Lehre sowie der Vielfalt wissenschaft-

licher und künstlerischer Theorien, Methoden und Lehrmeinungen geführt; 

2.  der Förderung des künstlerischen Nachwuchses; 

3.  der aktiven Mitgestaltung und Förderung des Kulturlebens im Land und eines Wissens-

 transfers in die Praxis; 

4.  der Berücksichtigung der Berufszugangserfordernisse im Bereich Musik; 

5.  der Mitsprache der Studierenden; 

6.  der Förderung der nationalen und internationalen Mobilität der Studierenden und der 

 Lehrenden; 

7.  der Gleichstellung von Frauen und Männern. 

 

(siehe K-PUG Abschnitt 1 § 1) 

 

Zweck und Aufgabe der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik sind in §§ 1 und 3 des Gesetzes, mit 

dem eine Landesanstalt zur Errichtung einer Privatuniversität für Musik eingerichtet wird (K-PUG), festge-

legt. Insbesondere obliegen der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik Lehre und Forschung sowie 

Aus- und Weiterbildung in der Musik, die Förderung des künstlerischen Nachwuchses und die aktive Mit-

gestaltung und Förderung des Kulturlebens. 

 

1.3 § 3 Forschung, Forschungskultur 

 

Die Gustav Mahler Privatuniversität für Musik bekennt sich zu einer wissenschaftlichen, künstlerischen 
und pädagogischen Forschungskultur (Forschung, Entwicklung und Erschließung der Künste) auf Basis sei-
nes Forschungsrahmenkonzeptes zur Etablierung eines aktiven Forschungsumfeldes.   
 

1.4 § 4 Studien, Lehrgänge 

 
An der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik werden Studien- und Lehrgänge der Musik in künstle-

risch-pädagogisch-wissenschaftlicher Ausrichtung angeboten. Dazu hat die Gustav Mahler Privatuniversi-

tät für Musik eine Studien- und Prüfungsordnung (STPO) zu erlassen. 

 

1.5 § 5 Berufungsordnung (siehe Teil V Punkt 5.4)  
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2 Teil II: Organe, Einrichtungen und Gliederung  
 

2.1 § 6 Rat 

 
(1) Dem Rat gehören folgende stimmberechtigte Mitglieder an: 

 

1. das für Bildungsangelegenheiten zuständige Mitglied der Landesregierung; 

2. zwei von der Landesregierung zu bestellende Mitglieder, die auf Grund ihrer Kenntnisse und Er-

fahrungen einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der Anstalt leisten können, wobei 

zumindest ein Mitglied über besondere Kenntnisse und Erfahrungen im Bereich des Musiklebens 

in Kärnten verfügen muss und ein weiteres Mitglied in einer verantwortungsvollen Position in den 

Bereichen Wissenschaft, Bildung (tertiär), Kunst und Kultur oder Wirtschaft tätig ist oder war;  

3. drei Angehörige der Anstalt aus dem Kreis des wissenschaftlichen bzw. künstlerischen  

Personals, die von der Landesregierung auf Vorschlag des Senates zu bestellen sind. 

4. ein weiteres Mitglied, das auf Grund seiner Kenntnisse und Erfahrungen einen Beitrag zur Errei-

chung der Ziele und Aufgaben der Anstalt leisten kann und das von den Mitgliedern gemäß Z 1 bis 

3 einvernehmlich zu bestellen ist. 

 

(2) Kommt es innerhalb von zwei Monaten nach Bestellung aller Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 und 3 zu 

keiner einvernehmlichen Bestellung des weiteren Mitglieds gemäß Abs. 1 Z 4, hat die Landesregierung 

eine angemessene Nachfrist zu setzen. Verstreicht diese ergebnislos, ist dieses Mitglied des Rates vom 

Senat aus einem Dreiervorschlag der Landesregierung zu bestellen.  

 

(3) Die Rektorin/der Rektor gehört dem Rat mit beratender Stimme an. Weitere Mitglieder mit beratender 

Stimme können durch die Satzung festgelegt werden. 

 

(4) Das Mitglied gemäß Abs. 1 Z 1 hat sein Ersatzmitglied namhaft zu machen. Für die Mitglieder gemäß 

Abs. 1 Z 2 bis 4 ist auf die gleiche Weise je ein Ersatzmitglied zu bestellen. Das Ersatzmitglied hat für den 

Fall der Verhinderung des Mitgliedes oder im Fall des vorzeitigen Ausscheidens des Mitgliedes bis zu einer 

Neubestellung dessen Aufgaben wahrzunehmen.  

 

(5) Werden innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Aufforderung durch die Landesregierung keine 

Vorschläge für Mitglieder oder Ersatzmitglieder gemäß Abs. 1 Z 3 erstattet, entscheidet die Landesregie-

rung ohne Vorschlag. 

 

(6) Die Funktionsdauer der Mitglieder und Ersatzmitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 bis 4 beträgt drei Jahre. Bis 

zu einer Neubestellung bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt. Die Wiederbestellung ist zulässig. Die 

Landesregierung hat ein Mitglied (Ersatzmitglied) gemäß Abs. 1 Z 2 bis 4 nach Anhörung des Senats abzu-

berufen, wenn sich das Mitglied einer groben Vernachlässigung seiner Pflichten, insbesondere des wie-

derholten unentschuldigten Fernbleibens von Sitzungen des Rats, schuldig gemacht oder sonst seine Ver-

trauenswürdigkeit verloren hat.  
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(7) Die stimmberechtigten Mitglieder des Rats dürfen keine sonstigen Organfunktionen für die Anstalt 

ausüben. Ferner dürfen sie keine Mitglieder eines obersten Organs einer anderen Universität und keine 

Bediensteten einer für die Angelegenheiten der Universitäten zuständigen Bundesbehörde sein. Mitglie-

der gemäß Abs. 1 Z 2 und 4 dürfen überdies keine Bediensteten der Anstalt sein. Geschäftsbeziehungen 

zwischen einem Mitglied des Rats und der Anstalt bedürfen der Genehmigung durch den Rat, die nur dann 

erteilt werden darf, wenn keine Befangenheit vorliegt. Mögliche Interessenkonflikte haben die Mitglieder 

dem Rat unverzüglich zu melden. Ein Mitglied des Rats darf nicht in einem Weisungs- oder Kontrollver-

hältnis zu einem anderen Mitglied des Rats stehen. 

 

(8) Das Mitglied gemäß Abs. 1 Z 1 führt im Rat den Vorsitz. Die Mitglieder des Rates wählen aus ihrer Mitte 

eine (einen) stellvertretende(n) Vorsitzende(n). Der Vorsitzende hat den Rat wenigstens eine Woche vor 

Abhaltung der Sitzung unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen. Der Rat ist auf Verlangen des Rek-

tors oder wenigstens der Hälfte der Mitglieder des Rates einzuberufen. 

 

(9) Sofern es in den Satzungen nicht anderes bestimmt ist, fasst der Rat seine Beschlüsse bei Anwesenheit 

mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.  

 

(10) Der Rat hat folgende Aufgaben: 

1. Ausschreibung der Funktion des Rektors spätestens acht Monate vor dem voraussichtlichen Frei-

werden dieser Funktion bzw. innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Abberufung oder 

des Rücktritts; 

2. Wahl des Rektors aus dem Dreiervorschlag des Senats innerhalb von vier Wochen ab Vorlage des 

Vorschlags; 

3. Bestellung der Vizerektorin/des Vizerektors auf Grund eines Vorschlags des Rektors/der Rektorin 

und nach Stellungnahme des Senats; 

4. Abschluss der Arbeitsverträge mit der (dem) Rektorin/Rektor und der Vizerektorin/des Vizerek-

tors; 

5. Abschluss der Zielvereinbarungen mit dem Rektor/der Rektorin; 

6. Abberufung des Rektors/der Rektorin und der Vizerektorin/des Vizerektors nach Anhörung des 

Senats; 

7. Beschlussfassung über den Entwicklungsplan und den Organisationsplan einschließlich der ent-

sprechenden Budget- und Bedarfsberechnung auf Grund eines Entwurfs des Rektors/der Rektorin 

nach Befassung des Senates; 

8. Beschlussfassung über den Jahresvoranschlag einschließlich des Dienstpostenplans und über all-

fällige Nachtragsvoranschläge; 

9. Erlassung von Richtlinien für die Gebarung;  

10. Bestellung eines Abschlussprüfers zur Prüfung des Rechnungsabschlusses;  

11. Beschlussfassung über den jährlichen Rechnungsabschluss; 

12. Genehmigung von Beschlüssen des Senates über die Errichtung, Änderung oder Auflassung von 

Instituten;  

13. Genehmigung der Gründung von Gesellschaften und Stiftungen sowie der Beteiligung an Gesell-

schaften; 

14. Beschlussfassung über allfällige Studien- und Lehrgangsgebühren; 

15. Erlassung der Geschäftsordnung des Rates; 
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16. Erteilung der Ermächtigung an den Rektor zum Abschluss einer Vereinbarung mit der Landesre-

gierung über die der Anstalt jährlich zuzuwendenden Landesmittel; 

17. sonstige im Rahmen der Satzung dem Rat vorbehaltene Aufgaben. 

 

(11) Der Rat oder jeweils mindestens zwei Mitglieder des Rats gemeinsam sind befugt, sich über alle An-

gelegenheiten der Anstalt zu informieren. Die Stellungnahme hat an den Rat zu ergehen und ist in der 

nächstfolgenden Sitzung des Rats zu behandeln. Die anderen Organe der Anstalt sind verpflichtet, dem 

Rat alle zweckdienlichen Auskünfte zu erteilen, Geschäftsstücke und Unterlagen über die vom Rat be-

zeichneten Gegenstände vorzulegen, von ihm angeordnete Erhebungen anzustellen und Überprüfungen 

an Ort und Stelle vornehmen zu lassen. 

 

(12) Die Wahl der Rektorin/des Rektors richtet sich nach den Bestimmungen des § 7 Abs. 5. 

 

(13) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Rats üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Die Landesregierung 

hat jedoch entsprechend der Bedeutung des Amtes sowie den damit verbundenen Aufwendungen bzw. 

der damit verbundenen Arbeit angemessene Funktionsgebühren, Sitzungsgelder und einen Auslagener-

satz festzulegen. 

 

2.2 § 7 Rektorin, Rektor  

 
(1) Die Leitung der Anstalt obliegt der Rektorin/dem Rektor. Er hat die Anstalt entsprechend dem K-PUG 

und nach den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu führen. Weiters 

vertritt die Rektorin/der Rektor die Anstalt nach außen. Im Übrigen obliegen der Rektorin/dem Rektor alle 

Aufgaben, die mit der ordnungsgemäßen Leitung der Anstalt verbunden sind, sofern nicht einzelne Auf-

gaben durch Gesetz oder durch die Satzung einem anderen Organ ausdrücklich zugewiesen sind. Insbe-

sondere hat die Rektorin/der Rektor folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

 

1. Aufgaben der Verwaltung der Anstalt; 

2. Ausübung der Vorgesetztenfunktion in Belangen der Anstalt und des Betriebs der Privatuniversi-

tät in wirtschaftlichen und organisatorischen Angelegenheiten, soweit sie nicht die Aufgabenbe-

sorgung von Kollegialorganen betreffen; 

3. Antragstellung zur Erlangung der Akkreditierung bzw. Reakkreditierung als Privatuniversität nach 

bundesgesetzlichen Bestimmungen; 

4. Erstattung von Vorschlägen an den Senat zur Erlassung oder Änderung der Satzung; 

5. Bestellung von Studiendekanen mit Zustimmung des Senates; 

6. Bestellung der Institutsvorstände nach Wahl in der jeweiligen Institutskonferenz, der Universi-

tätsdirektorin/des Universitätsdirektors, der Bibliotheksleiterin/des Bibliotheksleiters und gege-

benenfalls ihrer Stellvertreter; 

7. Personalangelegenheiten der in der Anstalt verwendeten Bediensteten; 

8. Durchführung der Graduierungen und Benachrichtigung des zuständigen Bundesministeriums 

über die erfolgte Verleihung der akademischen Grade; 

9. Abschluss von Arbeits- und Werkverträgen; 

10. Aufnahme der Studierenden nach den geltenden Bestimmungen; 

11. Implementierung eines Qualitätsmanagementsystems nach den näheren Vorschriften der Sat-

zung;  

12. Informations- und Veranstaltungswesen; 
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13. Drittmittelangelegenheiten; 

14. mit Ermächtigung des Rates Abschluss einer Vereinbarung mit der Landesregierung über die der 

Anstalt jährlich zuzuwendenden Landesmittel;  

15. Erstellung der Entwürfe eines Entwicklungsplans und eines Organisationsplans einschließlich der 

entsprechenden Budget- und Bedarfsberechnung. 

 

(2) Die Rektorin/der Rektor hat bei der Ausübung seiner Tätigkeiten die Sorgfalt eines ordentlichen Ge-

schäftsmannes anzuwenden. 

 

(3) Die Rektorin/der Rektor ist vom Rat aus einem Dreiervorschlag des Senates für eine Funktionsperiode 

von fünf Jahren zu wählen. Die Wiederwahl ist zulässig. 

 

(4) Die Funktion des Rektors ist vom Rat nach Zustimmung des Senates, spätestens acht Monate vor dem 

voraussichtlichen Freiwerden der Funktion bzw. innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der Abbe-

rufung oder des Rücktritts, öffentlich auszuschreiben. Zum Rektor kann nur eine Person mit der Erfahrung 

und der Fähigkeit zur organisatorischen und wirtschaftlichen Leitung einer Universität gewählt werden. 

Eine Findungskommission, die aus dem Vorsitzenden des Senates und einem entsendeten Mitglied des 

Rates besteht, hat innerhalb von längstens vier Monaten nach Ende der Ausschreibung einstimmig einen 

Entwurf für die Erstellung eines Dreiervorschlages unter Anschluss einer schriftlichen Begründung (§ 9 

Abs. 7 Z 3) vorzulegen; im Fall der Säumigkeit obliegt die Vorlage dem Vorsitzenden des Senates innerhalb 

von vier Wochen. 

 

(5) Die Wahl der Rektorin/des Rektors ist geheim durchzuführen, das Wahlrecht ist persönlich und unmittelbar 

durch die stimmberechtigten Mitglieder des Rates, im Verhinderungsfall durch die jeweiligen Ersatzmitglieder, aus-

zuüben. Zu einer Wahl ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder des Rates 

(Ersatzmitglieder) erforderlich. Vor jeder Wahl sind den anwesenden Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) gleiche Stimm-

zettel und Umschläge zur Verfügung zu stellen. Die Stimmzettel haben den Namen je einer Kandidatin /eines Kan-
didaten aus dem Dreiervorschlag des Senates und die Worte „ja“ und „nein“ jeweils mit einem Kreis zu enthalten. 

Über die KandidatInnen aus dem Dreiervorschlag des Senates ist entsprechend ihrer Reihung gesondert abzustim-

men. Erlangt eine vorher gereihte Kandidatin/Kandidat die erforderliche Mehrheit, so ist über die anderen Kandi-

datInnen nicht mehr abzustimmen. Ein Stimmzettel ist gültig ausgefüllt, wenn aus ihm der Wille des Abstimmenden 

deutlich zu erkennen ist. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigt. 

Erlangt keine(r) der KandidatInnen die erforderliche Mehrheit, ist die Funktion der Rektorin/des Rektors abermals 

auszuschreiben. 

 

(6) Der Arbeitsvertrag und die Zielvereinbarung mit der Rektorin/dem Rektor werden vom Rat abgeschlos-

sen.  

 

(7) Die Rektorin/der Rektor kann vom Rat wegen einer schweren Pflichtverletzung, einer strafgerichtli-

chen Verurteilung, wegen mangelnder gesundheitlicher Eignung oder wegen eines begründeten Vertrau-

ensverlusts von der Funktion abberufen werden. Die Abberufung kann auf Antrag des Senates oder von 

Amts wegen durch den Rat erfolgen. Im ersten Fall ist in beiden Organen jeweils die einfache Mehrheit 

aller Mitglieder erforderlich; im zweiten Fall bedarf der Beschluss im Rat der Zweidrittelmehrheit aller 

Mitglieder, der Senat ist anzuhören. Mit der Wirksamkeit der Abberufung endet das Arbeitsverhältnis des 

Rektors/der Rektorin zur Anstalt.  
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(8) Die Rektorin/der Rektor kann im Interesse einer raschen und zweckmäßigen Geschäftsbehandlung der 

Vizerektorin/dem Vizerektor, der Administratorin/dem Administrator und sonstigen Bediensteten der An-

stalt bestimmte Gruppen von Angelegenheiten zur selbständigen Behandlung übertragen. Durch diese 

Ermächtigung wird die Leitungsbefugnis des Rektors/der Rektorin nicht berührt. Die Rektorin/der Rektor 

ist befugt, jede Angelegenheit, zu deren Behandlung die Vizerektorin/der Vizerektor, die Administrato-

rin/der Administrator und sonstige Bedienstete der Anstalt ermächtigt wurden, jederzeit an sich zu ziehen 

oder sich die Genehmigung der Entscheidung vorzubehalten. 

 

2.3 § 8 Vizerektorin, Vizerektor  

 
(1) Die Vizerektorin/der Vizerektor vertritt die Rektorin/den Rektor im Fall der Verhinderung oder des 
vorzeitigen Ausscheidens bis zur Neubestellung. 
 
(2) Die Vizerektorin/der Vizerektor wird vom Rat auf Vorschlag des Rektors und nach Anhörung des Sena-
tes für eine Funktionsperiode bestellt, die jener des Rektors entspricht. Die Wiederbestellung ist zulässig. 
 
(3) § 7 Abs. 4 und 6 gelten für die Vizerektorin/den Vizerektor sinngemäß. 
 
(4) Die Vizerektorin/der Vizerektor wird im Fall der Verhinderung oder des vorzeitigen Ausscheidens durch 
das in der Satzung bestimmte Organ vertreten. 
 

2.4 § 9 Senat  

 
(1) Dem Senat gehören folgende Mitglieder mit Stimmrecht an: 
 

1. die Institutsvorstände; 
2. zwei aus dem Kreis der Universitätsprofessoren für die Dauer von drei Jahren gewählte 

Mitglieder; 
3. zwei aus dem Kreis der Personen mit Lehrbefugnis oder der wissenschaftlichen und künst-

lerischen Mitarbeiter im Forschungs-, Kunst- und Lehrbetrieb für die Dauer von drei Jah-
ren gewählte Mitglieder; 

4. ein aus dem Kreis des nichtwissenschaftlichen Personals gewähltes Mitglied; 

5. zwei Vertreter der Studierenden, die nach § 32 Abs. 1 des Hochschülerinnen- und Hoch-
schülerschaftsgesetzes 2014 – HSG 2014, BGBl. I Nr. 45/2014, zuletzt in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 31/2018, entsendet werden 

 
(2) Die Rektorin/der Rektor gehört dem Rat mit beratender Stimme an. Weitere Mitglieder mit beratender 
Stimme können durch die Satzung festgelegt werden. 
 
(3) Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 bis 4 werden durch ebenfalls gewählte Ersatzmitglieder vertreten, Mit-
glieder gemäß Abs. 1 Z 5 durch ein ebenfalls entsendetes Ersatzmitglied. Das Ersatzmitglied hat für den 
Fall der Verhinderung des Mitgliedes oder im Fall des vorzeitigen Ausscheidens des Mitgliedes bis zu einer 
Neuwahl bzw. neuerlichen Entsendung dessen Aufgaben wahrzunehmen.  
 
(4) Die Funktionsperiode des Senates beträgt drei Jahre und beginnt mit dem 1. Oktober des betreffenden 
Jahres. Bis zu einer Neuwahl bzw. neuerlichen Entsendung bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt. Die 
wiederholte Mitgliedschaft im Senat ist zulässig. 
 
(5) Der Vorsitzende sowie die (der) stellvertretende Vorsitzende werden für die Dauer von drei Studien-
jahren vom Senat aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 gewählt. § 6 
Abs. 6 zweiter und dritter Satz gelten sinngemäß. 
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(6) Der Senat fasst seine Beschlüsse bei Anwesenheit mindestens der Hälfte der Mitglieder mit einfacher 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. In Angelegen-
heiten gemäß Abs. 7 Z 1 entscheidet der Senat mit Zweidrittelmehrheit. 
 
(7) Der Senat hat folgende Aufgaben: 

1. Erlassung und Änderung der Satzung auf Vorschlag des Rektors/der Rektorin; 
2. Zustimmung zur Ausschreibung für die Funktion des Rektors/der Rektorin innerhalb von 

zwei Wochen ab Vorlage durch den Rat; verweigert der Senat innerhalb von zwei Wochen 
die Zustimmung, hat der Rat unverzüglich einen neuen Ausschreibungstext vorzulegen; 
stimmt der Senat neuerlich fristgerecht nicht zu, so geht die Zuständigkeit zur Ausschrei-
bung auf die Landesregierung über. Trifft der Senat innerhalb von zwei Wochen keine 
Entscheidung, ist die Ausschreibung dennoch durchzuführen; 

3. Erstellung eines Dreiervorschlages an den Rat für die Wahl des Rektors/der Rektorin unter 
Anschluss einer schriftlichen Begründung; bei der Erstellung des Dreiervorschlages sind 
geltende Diskriminierungsverbote zu beachten; 

4. Erstattung einer Stellungnahme an den Rat zum Vorschlag des Rektors/der Rektorin für 
die Bestellung einer Vizerektorin/eines Vizerektors;  

5. Mitwirkung bei der Abberufung von Mitgliedern des Rates, des Rektors/der Rektorin so-
wie der Vizerektorin/des Vizerektors; 

6. Mitwirkung an Habilitationsverfahren unter der Voraussetzung und nach Maßgabe einer 
bestehenden Habilitationsordnung; 

7. Mitwirkung an Berufungsverfahren für UniversitätsprofessorInnen und an Besetzungsver-
fahren für sonstige Lehrende nach den näheren Bestimmungen der Satzung;  

8. Erteilung der Zustimmung zur Bestellung der Studiendekane durch den Rektor; 
9. Erstellung eines Vorschlags für die Bestellung der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Ra-

tes gemäß § 6 Abs. 1 Z 3;  
10. ersatzweise Bestellung eines weiteren Mitglieds des Rates aus einem Dreiervorschlag der 

Landesregierung (§ 6 Abs. 2 letzter Satz);  
11. Beschlussfassung über die Errichtung, Änderung oder Auflassung von Instituten auf Vor-

schlag des Rektors/der Rektorin und Vorlage solcher Beschlüsse an den Rat zur Genehmi-
gung;  

12. Erlassung und Änderung der Curricula für ordentliche Studien und Lehrgänge; 
13. Sorge für die institutsübergreifende Sicherung der Qualität des Studienbetriebes im Rah-

men des Qualitätsmanagementsystems nach den näheren Vorschriften der Satzung;  
14. Zustimmung zu dem vom Rektor erstellten Entwurf eines Entwicklungsplans sowie Ent-

wurf eines Organisationsplans (einschließlich der entsprechenden Budget- und Bedarfs-
berechnung) innerhalb von zwei Monaten; stimmt der Senat nicht fristgerecht zu, ist der 
jeweilige Entwurf dennoch an den Rat weiterzuleiten;  

15. Einsetzung von Kollegialorganen mit und ohne Entscheidungsbefugnis sowie Erlassung 
von Richtlinien für deren Tätigkeit; 

16. Genehmigung der Durchführung von Beschlüssen der entscheidungsbefugten Kollegialor-
gane; 

17. Einrichtung eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen; 
18. Erlassung der Geschäftsordnung des Senates; 
19. Verabschiedung von Empfehlungen an den Rat zum Einsatz von Personal- und Finanzres-

sourcen und zur Weiterentwicklung der Privatuniversität; 
20. sonstige im Rahmen der Satzung dem Senat vorbehaltene Aufgaben. 

 

2.5 § 10 Lehrendenvollversammlung 

 

(1) Die Lehrendenvollversammlung besteht aus der Gesamtheit des Lehrpersonals.  
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(2) Den Vorsitz führt die Rektorin oder der Rektor. Die Vizerektorin oder der Vizerektor ist stellver-

tretende Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender. Die Lehrendenvollversammlung ist 

mindestens einmal jährlich einzuberufen, darüber hinaus dann, wenn es der Senat beschließt o-

der die Rektorin/der Rektor beantragt.  

 

(1) Die Aufgaben und Rechte der Lehrendenvollversammlung sind insbesondere:  

 

a. Wahl der Mitglieder des Senats gemäß § 9 Abs. 1 Z 3;  

b. Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder des AKG gemäß § 13 Abs. 1 lit. a;  

c. allfällige Abberufung der gemäß lit. a und b gewählten Personen aus den in § 22 genannten Grün-

den;  

d. Information über wesentliche Entwicklungsschritte der Gustav Mahler Privatuniversität für Mu-

sik.  

 

(2) Die Lehrendenvollversammlung kann mit Zweidrittelmehrheit beschließen, den Senat mit einer 

konkret bezeichneten Angelegenheit zu befassen.  

 

2.6 § 11 Studienkommissionen (IMP, MAK, Jazz-Pop)1 
 

(1) Die Studienkommissionen  

a. Interdisziplinäre Musikpädagogik 

b. Musikalische Aufführungskunst 

c. Jazz-Pop 

 

setzen sich je zusammen aus:  

 

a. der facheinschlägigen Studiendekanin oder Studiendekan;  

b. je einer oder einem für die Dauer von drei Jahren entsandten Vertreterin oder Vertreter jedes 

Instituts; jedem Institut wird auf Vorschlag des Senats die Zuständigkeit zur Vertretung einer oder 

mehrerer akkreditierter Studienrichtungen übertragen;  

c. zwei Studierendenvertreterinnen oder Studierendenvertretern, wobei einer Studierendenvertre-

terin oder einem Studierendenvertreter nur beratende Stimme zukommt;  

d. der Teamleiterin/dem Teamleiter des Qualitätsteams mit beratender Stimme;  

e. der Leiterin oder dem Leiter des Studienbüros mit beratender Stimme.  

 

(2) Die oder der Vorsitzende und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter wird aus dem 

Kreis der Mitglieder mit Stimmrecht für eine Funktionsperiode von drei Jahren gewählt. Die oder 

der Vorsitzende hat die Studienkommission mindestens einmal pro Semester einzuberufen.  

  

                                                           
1 IMP: interdisziplinäre Musikpädagogik, MAK: Musikalische Aufführungskunst 
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(3) Aufgaben der Studienkommissionen sind:  

 

a. Wahl der oder des Vorsitzenden und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter;  

b. Erarbeitung neuer Studienplanentwürfe;  

c. Erarbeitung von Vorschlägen zur Abänderung bestehender Studienpläne; 

d. Kommissionsüberschreitende Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen allen Instituten 

e. Beschlussfassung über Ausführungsbestimmungen zur Studien- und Prüfungsordnung;  

f. Entscheidung über Berufungen gemäß Abs. 5;  

g. [entfallen]  

h. Vergabe von Stipendien, die von der Privatuniversität widmungsgemäß disponiert werden kön-

nen;  

i. Verabschiedung von Vorschlägen zur Änderung der Studien- und Prüfungsordnung;  

j. Diskussion und Entwicklung von Vorschlägen des Qualitätsteams zur Sicherstellung von Qualität 

in den laufenden Studien und Prüfungen und deren Evaluierung sowie Festlegen von Richtlinien 

für die Durchführung der Beschlüsse;  

k. Information des Senats über die Beschlüsse der Studienkommission.  

 

(4) Die Aufgaben der oder des Vorsitzenden der Studienkommission sind:  

 

a. Vertretung der Studienkommission gegenüber den übrigen Organen;  

b. Vorsitzführung in der Studienkommission sowie Vollzug und Kontrolle der Umsetzung ihrer Be-

schlüsse;  

c. Entscheidung über Abweichungen von der Normstudiendauer einschließlich der Beurlaubung von 

Studierenden gemäß den vorgesehenen Regelungen;  

d. Anrechnung und Anerkennung von Studien und Prüfungen und andernorts erworbenen Diplo-

men.  

 

(5) Gegen Entscheidungen der oder des Vorsitzenden der Studienkommission gemäß Abs. 4 lit. c bis 

d ist die Berufung an die Studienkommission zulässig.  

  

2.7 § 12 Besetzungskommission für das wissenschaftlich-künstlerische Personal (wkP) 

 

(1) Für das Besetzungsverfahren gemäß § 31 Abs. 1 ist eine Besetzungskommission einzusetzen.  

 

(2) Über die konkrete Zusammensetzung der Besetzungskommission unter Berücksichtigung der je-

weils zu besetzenden Stelle und des Abs. 3 entscheidet die Rektorin/der Rektor.  

 

(3) Die Besetzungskommission besteht für die Aufnahme des wkP regelmäßig aus folgenden stimm-

berechtigten Mitgliedern:  

 

a. der Rektorin bzw. dem Rektor oder der Vizerektorin bzw. dem Vizerektor;  

b. einer Studiendekanin oder einem Studiendekan;  

c. einem vom Senat für die Dauer von zwei Jahren entsandten Mitglied;  

d. der(dem) Vorständin/Vorstand des zuständigen Instituts;  

e. mindestens einem Mitglied des betreffenden Fachkollegiums oder des Lehrpersonals des betref-

fenden Instituts;  
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f. einer Studierendenvertreterin oder einem Studierendenvertreter des betreffenden Instituts.  

 

(1) Mit beratender Stimme ist eine Vertreterin oder ein Vertreter des Betriebsrats sowie eine Vertre-

terin oder ein Vertreter der Gleichbehandlungskommission Mitglied der Besetzungskommission. 

Eine in der Sitzung abgegebene Stellungnahme der Vertretung des Betriebsrats bzw. des AKG ist 

auf Verlangen im Sitzungsprotokoll festzuhalten.  

 

(2) Darüber hinaus können der Besetzungskommission interne oder externe Fachberaterinnen oder 

Fachberater angehören. Im Beschluss der Rektorin/des Rektors über die Zusammensetzung der 

Besetzungskommission nach Abs. 2 ist festzulegen, ob die Fachberaterinnen oder Fachberater 

stimmberechtigt sind oder nicht.  

 

(3) Den Vorsitz in der Besetzungskommission führt unter Berücksichtigung des Abs. 3 lit. a entweder 

die Rektorin bzw. der Rektor oder die Vizerektorin bzw. der Vizerektor.  

 

2.8 § 13 Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen und Frauenförderung (AKG)  

 

(1) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen (AKG) besteht aus:  

 

a. drei von der Lehrendenvollversammlung aus dem Kreis des Lehrpersonals für die Dauer von drei 

Jahren gewählten Mitgliedern sowie entsprechenden Ersatzmitgliedern;  

b. einem vom Verwaltungspersonal für die Dauer von drei Jahren gewählten Mitglied sowie Ersatz-

mitglied;  

c. einem von der Studierendenvertretung zu entsendenden Mitglied sowie Ersatzmitglied.  

 

(2) Aufgabe des AKG ist es, Diskriminierungen insbesondere auf Grund des Geschlechts, Beeinträch-

tigung, ethnischer Zugehörigkeit, Religion, Weltanschauung, Alter oder sexueller Orientierung 

entgegenzuwirken und die Angehörigen und Organe der Gustav Mahler Privatuniversität für Mu-

sik in Fragen der Gleichbehandlung zu beraten und zu unterstützen.  

 

(3) Der AKG hat eine Ombudsfrau zur Entgegennahme von Beschwerden und Hinweisen in Bezug auf 

sexuelle Belästigung zu ernennen.  

 

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende wird von den Mitgliedern des AKG in der konstituierenden 

Sitzung für die Dauer von drei Studienjahren aus dem Kreis seiner Mitglieder gemäß Abs. 1 lit. a 

gewählt. Das Mitglied gemäß Abs. 1 lit. b ist stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretender 

Vorsitzender des AKG. Wiederwahl ist zulässig. Nach der konstituierenden Sitzung hat die oder 

der Vorsitzende die Gleichbehandlungskommission nur im Anlassfall einzuberufen.  

 

(5) Die Mitglieder des AKG sind bei der Ausübung ihrer Funktion an keine Weisungen oder Aufträge 

gebunden. Sie dürfen bei der Ausübung ihrer Befugnisse nicht behindert und wegen dieser Tätig-

keit in ihrem beruflichen Fortkommen nicht benachteiligt werden.  
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(6) Die Mitglieder des AKG sind bei der Ausübung ihrer Funktion von allen Organen der Gustav Mah-

ler Privatuniversität für Musik im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu unterstützen. Die oder der Vor-

sitzende hat das Recht zur Teilnahme ohne Stimmrecht an allen Berufungs- und Besetzungsver-

fahren.  

 

(7) Hat der AKG begründeten Anlass zur Annahme einer Ungleichbehandlung, so hat sie der Angele-

genheit nachzugehen und gegebenenfalls die Rektorin bzw. den Rektor in Kenntnis zu setzen.  

 

2.9 § 14 Orchesterrat 

 
Zu den Aufgaben und Pflichten des Orchesterrates zählen: 

 

(1) Konzeption, Planung, Organisation und Durchführung aller Orchesteraktivitäten der GMPU als 

Hilfsorgan der Rektorin/des Rektors im Rahmen der Lehrveranstaltungen Orchester in allen Stu-

diengängen. Diese Aufgaben bestehen auch im Falle von Sonderprojekten der GMPU, die mit Or-

chesterformationen in Zusammenhang stehen.  

 

(2) Die Administration von Orchester-Lehrveranstaltungen und ggf. Anrechnungen von Orchesterleis-

tungen (ausgenommen Benotungen) als Hilfsorgan der zuständigen Lehrenden.  

 

(3) Der Orchesterrat hat die Pflicht, jeweils im Juni seine Planungen in Bezug auf das nächste Studi-

enjahr bereits abgeschlossen zu haben, welche zeitgleich auch der Rektorin/dem Rektor einge-

schlossen einer Kostenaufstellung übermittelt werden müssen.  

 

(4) Er berücksichtigt Wünsche und Vorschläge der Institute und überprüft diese in Bezug auf Mach-

barkeit an der GMPU.  

 

(5) Der Orchesterrat übermittelt zeitgerecht alle relevanten Informationen an das Büro für Öffent-

lichkeitsarbeit und an die Rektorin/den Rektor. 

 

(6) Er ist zur Durchführung von mindestens drei Sitzungen im Semester verpflichtet, hat diese zu pro-

tokollieren und auf Verlangen der Rektorin/des Rektors vorzulegen.  

 

Mitglieder: 

 

(1) Der Orchesterrat besteht in jedem Fall aus mindestens drei für den Fachbereich Dirigieren (Or- 

chester, Chor, Kammerorchester) zuständigen Lehrenden, die von der Rektorin/dem Rektor zu 

bestellen sind.  

 

(2) Drei weitere Personen werden von der Rektorin/dem Rektor aus dem Kreis aller Lehrenden mit 

Zustimmung der InstitutsvorständInnen bestellt.  
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(3) Die Wahl des Vorsitzes erfolgt auf Basis einer vom Orchesterrat zu erlassenden Geschäfts- und 

Wahlordnung, welche die Zustimmung der Rektorin/des Rektors und aller Institutsleitungen be-

nötigt. In dieser GO wird berücksichtigt, dass der Vorsitz des Orchesterrates gleichzeitig Projekt-

leiter des Projektfeldes Orchester ist und daher von der Vizerektorin/dem Vizerektor bestimmt 

wird (siehe 2.13 § 18 Abs. 3 lit. b). 

 

(4) Die Rektorin/der Rektor ist ermächtigt, Mitglieder im Falle schwerer Mängel bzw. Vergehen von 

ihrem Dienst abzuberufen und die betroffene Funktion in Absprache mit den InstitutsvorständIn-

nen nachzunominieren.  

 

2.10 § 15 Qualitätsmanagement, QM-Team 

 

Gemäß dem Hochschul-Qualitätssicherungsgesetz (HS-QSG) und dem Privatuniversitätsgesetz (PUG) wird 

ein Qualitätsmanagementsystem eingerichtet. In Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen wird ein 

durch die Rektorin/den Rektor eingesetztes Gremium („Qualitätsteam“) tätig, dem Lehrende, Studierende 

und Mitglieder der Verwaltung angehören. Nähere Regelungen insbesondere zu Aufgaben des Qualitäts-

teams sind vom Qualitätsteam mit Zustimmung der Rektorin, des Rektors in einer eigenen Geschäftsord-

nung zu erlassen. Es gelten überdies die Bestimmungen des § 10 des K-PUG, mit dem eine Landesanstalt 

zur Errichtung einer Privatuniversität eingerichtet wird (K-PUG).  

 

2.11 § 16 Schiedskommission 

 

Zu den Aufgaben der Schiedskommission analog zum § 43 Universitätsgesetz 2002 zählen: 

 

(1) Vermittlung in Streitfällen von Angehörigen der Universität. 

 

(2) Die Entscheidung über Beschwerden des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen wegen einer 

Diskriminierung aufgrund des Geschlechts oder auf Grund der ethnischen Zugehörigkeit, der Re-

ligion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Orientierung durch die Entscheidung 

eines Universitätsorgans. 

 

(3) Die Entscheidung über Einreden des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen betreffend die 

unrichtige Zusammensetzung von Kollegialorganen. 

 

(4) Die Entscheidung über Einreden des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen betreffend die 

Mangelhaftigkeit von Wahlvorschlägen. 

 

(5) Angelegenheiten, die einem Rechtszug unterliegen (z.B. Verfahren in Studienangelegenheiten, 

Habilitations- sowie Dienstrechtsverfahren) und Leistungsbeurteilungen (z.B. Beurteilungen von 

Prüfungen und wissenschaftlichen Arbeiten) sind von einer Prüfung durch die Schiedskommission 

ausgenommen. 

 

(6) Mitglieder der Schiedskommission: 
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Die Schiedskommission besteht aus neun Mitgliedern und neun Ersatzmitgliedern. Je drei Mitglie-

der und drei Ersatzmitglieder werden vom Senat, vom Rat und vom Arbeitskreis für Gleichbe-

handlungsfragen bestellt. Die Funktionsperiode beträgt zwei Jahre. 

 

2.12 § 17 Studierendenvertretung  

 

Die Studierenden der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik haben das Recht auf Vertretung ihrer 

Interessen in Form einer Studierendenvertretung.  

 

2.13 § 18 Studiendekane, Studienbereiche, Projektfelder für Studium und Forschung 

 

(1) Studiendekaninnen oder Studiendekane: 

 

a. Jedem Studienbereich steht eine Studiendekanin oder ein Studiendekan vor, die oder der von 

der Rektorin oder dem Rektor vorgeschlagen und nach Zustimmung des Senats von ihr oder 

ihm bestellt wird. Die Studiendekaninnen und Studiendekane können durch die Rektorin oder 

den Rektor nach Zustimmung des Senats wegen der in § 6 Abs. 7 genannten Gründe abberu-

fen werden.  

 

Ihre Aufgaben und Rechte sind insbesondere:  

 

 Vertretung ihres Studienbereichs gegenüber den Organen;  

 Erledigung besonderer, von der Rektorin oder dem Rektor einmalig oder längerfristig übertrage-

ner Aufgaben;  

 Koordination und Sicherstellung des Lehrveranstaltungs- und Prüfungsbetriebes in den eingerich-

teten Studien;  

 Genehmigung von Lehrveranstaltungen;  

 Genehmigung von Anträgen auf Zulassung zu einem individuellen Studium;  

 Entscheidung über Anträge zur Beurlaubung vom Studium;  

 Nichtigerklärung von Beurteilungen;  

 Ausstellung von Zeugnissen über Studienabschlüsse;  

 Entgegennahme von Anmeldungen zu Fachprüfungen und kommissionellen Gesamtprüfungen;  

 Anerkennung von Diplom- und Masterarbeiten, die an anderen anerkannten inländischen oder 

ausländischen postsekundären Bildungseinrichtungen verfasst wurden;  

 Verleihung akademischer Grade;  

 Festlegung der Prüfungs- und Anmeldetermine;  

 Sicherstellung der Evaluierung der Lehre.  

 

b. Die Studiendekaninnen oder Studiendekane vertreten einander im Verhinderungsfall. Bei län-

ger andauernder Verhinderung kann die Rektorin/der Rektor eine Vertretung bestellen. Er-

streckt sich die Verhinderung über einen Zeitraum von mehr als sechs Monaten, so ist die 

Zustimmung des Senats einzuholen.  
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c. Die Funktionsperiode der Studiendekaninnen und Studiendekane beträgt fünf Jahre. Sie en-

det jedenfalls mit der Funktionsperiode der Rektorin oder des Rektors. Die Rektorin oder der 

Rektor hat den Vorschlag gemäß Abs. 3 spätestens ein Jahr nach Beginn ihrer oder seiner 

Funktionsperiode vorzunehmen, andernfalls hat sie oder er die vom Senat bestimmte Stu-

diendekanin oder den vom Senat bestimmten Studiendekan zu bestellen. Bis zum Amtsantritt 

der neuen Studiendekaninnen oder Studiendekane bleiben die bisherigen Studiendekaninnen 

und Studiendekane im Amt. Wiederbestellung ist zulässig.  

 

(2) Die Gustav Mahler Privatuniversität für Musik ist in folgende Studienbereiche gegliedert:  

 

a. Musikalische Aufführungskunst  

b. Instrumental- und Gesangspädagogik 

 

Die wissenschaftlichen Studienangebote sind Teil dieser Studienbereiche. Weitere Studienbereiche 

werden auf Vorschlag des Senats der Rektorin/des Rektors eingerichtet.  

 

(3) Projektfelder für Studium und Forschung:  

 

a. Die GMPU definiert und organisiert profilbezogene Projektfelder für Studium und Forschung, 

welche aus der Lehre und Forschung der Studiengänge resultieren, wie: Orchester, Big Band 

/ Jazz-Ensembles, Kammer- und Ensemblemusik, Volksmusik / Ethnomusik, Chor- Vokalen-

semble, Komposition / Jazz-Composing, Musikproduktion, Musiktheater, Interdisziplinäre 

Musikpädagogik, New Audience & Public Awareness, Inneres Hören, Stimme und Sprache, 

InterArtes, TransCultura, PreProfession.  

 

b. Nähere Bestimmungen über ein Projektfeld (Leitungsfunktionen, Erweiterungen, Verminde-

rungen der Anzahl, Art der Studienprojektfelder, u. a.) erlässt die Vizerektorin/der Vizerektor 

für Lehre in Absprache mit der Rektorin/dem Rektor, mit allen InstitutsvorständInnen, der 

Teamleitung des FOLEP. Die Leitung des Orchesterrates wird durch die/den Vizerektorin/Vi-

zerektor bestimmt und ist deckungsgleich mit der Leitung des Projektfeldes Orchester, Big-

band. Dem Senat sind strukturelle Änderungen im Bereich „Projektfelder für Studium und 

Forschung“ zur Kenntnis zu bringen. 

 

2.14 § 19 Institute 

 

Die Gustav Mahler Privatuniversität für Musik ist in Institute gegliedert.  

 

Institute werden auf Vorschlag der Rektorin/des Rektors durch den Senat errichtet, geändert oder aufge-

lassen; solche Beschlüsse bedürfen der Genehmigung des Rates. 

 

Ein etwaiger Namenszusatz zur bestehenden Bezeichnung des Instituts kann von der Rektorin/dem Rektor 

nach Anhörung des Senats und der zuständigen Institutskonferenz verfügt werden.  

 

Jedes Institut wird durch eine Institutsvorständin/einen Institutsvorstand geleitet.  
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Den Instituten 

 Interdisziplinäre Musikpädagogik 

 Musikalische Aufführungskunst 

 Jazz 

 

obliegt die Durchführung der Lehr- und Forschungsaufgaben insbesondere in folgenden Fachbereichen:  

a. Blechblasinstrumente 

b. Gesang und Stimme 

c. Geschichte und Theorie 

d. Holzblasinstrumente 

e. Jazz und artverwandte Musik 

f. Komposition, Satztechnik 

g. Musikleitung (Dirigieren, Chorleitung, Ensembleleitung, Korrepetition) 

h. Musikpädagogik (eingeschlossen Schulmusikpädagogik, Elementare Musikpädagogik) 

i. Orchester-, Chor-, Ensemble- und Kammermusik 

j. Saiteninstrumente 

k. Schlagwerk 

l. historische (Alte Musik) und epochenüberschreitende Stilkunde und Aufführungspraxis 

m. Tasteninstrumente 

n. Volksmusik 

  

2.15 § 20 Institutskonferenzen  

 

Jedes Institut hat eine Institutskonferenz einzurichten. Die Mitglieder der Institutskonferenz sind das dem 

jeweiligen Institut zugeordnete Personal sowie bis zu drei Studierendenvertreterinnen oder Studieren-

denvertreter (mit insgesamt einem Stimmrecht).  

 

Vorsitzender der jeweiligen Institutskonferenz ist die (der) Institutsvorständin/Institutsvorstand.  

 

Aufgaben und Rechte der Institutskonferenzen sind insbesondere:  

 

a. Erstellung der Jahresplanung für die Institutsunternehmungen;  

b. Anhörungsrecht zu einer allfälligen Namensgebung des Instituts gemäß § 19 Abs. 3;  

c. Mitwirkung an der Bestellung der(des) Institutsvorständin/Institutsverstandes gemäß § 21 

Abs. 1;  

d. Beschlussfassung über die Stellvertreterin oder den Stellvertreter des Institutsvorstands ge-

mäß § 19 Abs. 3;  

e. Strategische Planung des Einsatzes der institutsspezifischen Ressourcen;  

f. Beratung über die Studienpläne;  

g. Beratung über die institutsspezifischen Prüfungsinhalte;  

h. Wahl einer Institutsvertreterin oder eines Institutsvertreters in die Studienkommission und 

allfällige Abberufung aus den in § 6 Abs. 7 genannten Gründen; 
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Die (der) Institutsvorständin/Institutsvorstand hat die Institutskonferenz mindestens einmal pro Semester 

einzuberufen. Auf schriftliches Verlangen des Senats oder der Rektorin/des Rektors oder der absoluten 

Mehrheit des dem jeweiligen Institut zugeordneten Personals hat die (der) jeweilige Institutsvorstän-

din/Institutsvorstand die Institutskonferenz ehestmöglich, jedoch längstens binnen zwei Wochen einzu-

berufen.  

 

2.16 § 21 Institutsvorständin/Institutsvorstand 

 
(1) Nach interner Ausschreibung wird der Institutsvorstand nach Wahl der Institutskonferenz gemäß 

den Grundsätzen gemäß § 7 Abs. 5 aus dem Kreis des Lehrpersonals des jeweiligen Instituts durch 

die Rektorin oder den Rektor für die Dauer von drei Jahren bestellt. Wiederbestellung ist zulässig. 

Bis zum Amtsantritt der(des) neuen Institutsvorständin/Institutsvorstandes bleibt die/der bishe-

rige im Amt. Die Institutsvorstände können aus den in § 6 Abs. 6 genannten Gründen von der 

(dem) Rektorin/Rektor nach Anhörung der Institutskonferenz abberufen werden.  

 

(2) Führt das Verfahren nach Abs. 1 zu keinem Ergebnis, hat die Rektorin/der Rektor eine interimisti-

sche Institutsvorständin/einen interimistischen Institutsvorstand aus dem Kreis des Lehrpersonals 

des Instituts für die Dauer eines Semesters zu bestellen. Innerhalb dieses Semesters ist das Ver-

fahren nach Abs. 1 zu wiederholen.  

 

(3) Für jede Institutsvorständin/jeden Institutsvorstand ist auf seinen Vorschlag von der jeweiligen 

Institutskonferenz ein(e) VertreterIn gemäß den Grundsätzen gemäß § 7 Abs. 5 zu wählen.  

 

(4) Die Institutsvorständin/der Institutsvorstand kann der Stellvertreterin/dem Stellvertreter eigene 

Aufgaben übertragen. Eine solche Übertragung ist der Rektorin/dem Rektor zu melden.  

 

(5) Die Aufgaben der Institutsvorstände sind insbesondere:  

 

a. Vertretung des Instituts gegenüber den übrigen Organen 

b. Wahrnehmung der laufenden Geschäfte des Instituts 

c. Abstimmung der Arbeit des Instituts mit dem Leitbild der Gustav Mahler Privatuniversität für Mu-

sik  

d. Verantwortung für die künstlerische, künstlerisch-pädagogische und künstlerisch-wissenschaftli-

che Ausrichtung des Instituts in Zusammenarbeit mit den Studiendekaninnen oder Studiendeka-

nen 

e. Sicherstellung der Qualität der künstlerischen, künstlerisch-pädagogischen und künstlerisch-wis-

senschaftlichen Arbeit des Instituts 

f. Sicherstellung des Lehrveranstaltungsangebots laut Studienplänen;  

g. Umsetzung der Beschlüsse in Studien- und Prüfungsangelegenheiten, soweit diese das Institut 

betreffen 

h. Zuteilung der Studierenden an die dem Institut zugeordneten Lehrpersonen und Projektfeldern; 

i. Verantwortung für die Prüfungsinhalte im Zusammenwirken mit den dem Institut zugeordneten 

Lehrpersonen;  

j. Verantwortung für die dem Institut zur Verfügung stehenden Sachmittel 

k. Vorsitzführung und Vollziehung der Beschlüsse der jeweiligen Institutskonferenz 
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l. Mitarbeit bei der Entscheidung über Abweichungen von der Normstudiendauer mit der oder dem 

Vorsitzenden der Studienkommission, der zuständigen Hauptfach-Lehrkraft und der zuständigen 

Studiendekanin oder dem zuständigen Studiendekan gemäß § 11 Abs. 4 lit. d 

m. Planung von institutsspezifischen Veranstaltungen 

n. Erstellung von institutsspezifischem Informationsmaterial 

o. Verantwortliche Beteiligung am künstlerischen Leben der Gustav Mahler Privatuniversität für Mu-

sik 

 

2.17 § 22 Zentrum für Begabtenförderung  

 
(1) Aufgabe und Ziel des Zentrums für Begabtenförderung ist es, in Kooperation mit dem Kärntner 

Landesmusikschulen und anderen musikalisch begabten und motivierten Jugendlichen die Mög-

lichkeit zu bieten, sich im Rahmen eines außerordentlichen Studiums auf ein künstlerisches 

und/oder künstlerisch-pädagogisches Musikstudium vorzubereiten.  

 

(2) Das Zentrum für Begabtenförderung wird von einer Koordinatorin / einem Koordinator geleitet, 

welcher jeweils für die Dauer von drei Studienjahren von der Rektorin/dem Rektor bestimmt wird.  

 

2.18 § 23 Universitätsdirektorin, Universitätsdirektor (Administratorin/Administrator) 

 

(1) Die Leitung der Verwaltung der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik obliegt der (dem) Uni-

versitätsdirektorin/Universitätsdirektor. Sie oder er wird nach einem Auswahlverfahren vom Rek-

torin oder dem Rektor für die Dauer von fünf Jahren bestellt (siehe §7 Abs. 1 Z. 6). Wiederbestel-

lung ist zulässig. Die Rektorin/der Rektor kann der (den) Universitätsdirektorin/Universitätsdirek-

tor nach Zustimmung des Rats aus den in § 6 Abs. 7 genannten Gründen abberufen.  

 

(2) Wenn die (der) amtierende Universitätsdirektorin/Universitätsdirektor vor der Ausschreibung der 

Funktion ihr oder sein Interesse an der Wiederbestellung bekannt gibt, so kann die Wiederbestel-

lung ohne Ausschreibung erfolgen, wenn der Rat mit einfacher Mehrheit zustimmt.  

 

(3) Auf Vorschlag der (des) Universitätsdirektorin/Universitätsdirektors ist von der (dem) Rekto-

rin/Rektor nach Zustimmung des Rates ein Stellvertreter der (des) Universitätsdirektorin/Univer-

sitätsdirektors für die Dauer der Funktionsperiode der (des) Universitätsdirektors/Universitätsdi-

rektorin zu bestellen. Die Rektorin/der Rektor kann die (den) stellvertretende(n) Universitätsdi-

rektorin/Universitätsdirektor nach Zustimmung des Rates aus den in § 6 Abs. 7 genannten Grün-

den abberufen.  

 

(4) Zu den Aufgaben der (des) Universitätsdirektorin/ Universitätsdirektors zählen insbesondere:  

a. Erstellung des Jahresvoranschlags einschließlich des Dienstpostenplans und allfälliger Nach-

tragsvoranschläge zur Vorlage der Landesregierung (K-PUG § 11 Abs. 1);  

b. Vollzug des Jahresvoranschlags;  

c. Erstellung des jährlichen Rechnungsabschlusses zur Vorlage an den Rat; 

d. Auswahl und Einsatz des Verwaltungspersonals in Abstimmung mit der Rektorin/dem Rektor 

unter Berücksichtigung von § 26 und § 27;  

e. Personalverwaltung;  

f. Rechtsangelegenheiten;  
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g. Gebäudebetrieb und technische Dienste;  

h. Beschaffungswesen, Inventar- und Materialverwaltung;  

i. Besorgung sonstiger, einmalig oder längerfristig von der Rektorin oder dem Rektor übertra-

gener Aufgaben.  

 

(5) Die (der) Universitätsdirektorin/ Universitätsdirektor kann innerhalb seines Aufgabenbereichs 

Dienstnehmer der Verwaltung oder externe Institutionen mit der selbstständigen Erledigung be-

stimmter Angelegenheiten betrauen.  

 

(6) Die Untergliederung der Verwaltung in Organisationseinheiten erfolgt auf Vorschlag der (des) Uni-

versitätsdirektorin/Universitätsdirektors durch die Rektorin/dem Rektor.  

 

2.19 § 24 Forschungsteam (FOLEP), Forschungsservice (FOSET) 

 
(1) Team Forschung-Lehre-Praxis (FOLEP = Forschungskommission): Dem Team des FOLEP, das von 

der Rektorin/dem Rektor für drei Jahre bestellt wird, gehören zumindest alle WissenschafterIn-

nen, die (der) VizerektorIn, zwei Studiendekane (Aufführungskunst, interdisziplinäre Musikpäda-

gogik), alle Institutsvorstände, zwei vom Senat zu bestimmende Lehrende und zwei vom Senat zu 

bestimmende Studierende an. Ziel ist es, Forschungstätigkeit zu entwickeln und in Zusammenar-

beit mit dem FOSET zu planen, durchzuführen und zu dokumentieren. Die Teamleitung (der Vor-

sitz) Vorsitz wird aus dem Kreis des FOLEP für drei Jahre gewählt. 

 

(2) Forschungsservice-Team (FOSET): Zum Zwecke der Koordination der Forschung wird von der Rek-

torin/dem Rektor ein Forschungsservice-Team mit entsprechender Sekretariatsstruktur bestellt. 

Die Aufgabenbereiche sind: Forschungsdokumentationshilfe, Veranstaltungsorganisation, For-

schungsinformation, Forschungskommunikation, Projektsupports, FAQs, Qualitätssicherung der 

Forschung, Strategische Forschungskooperationen u. a.. Die Teamleitung (der Vorsitz) Vorsitz 

wird aus dem Kreis des FOLEP für drei Jahre gewählt. 

 

2.20 § 25 Bibliothek  

 
(1) Die Bibliothek dient dem Zweck und den Aufgaben der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik 

gemäß § 2. Sie ist eine öffentliche Bibliothek.  

 

(2) Nähere Regelungen über Entlehnung, Bestand und Anschaffung sind in der Bibliotheksordnung 

der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik enthalten.  

 

(3) Die Leiterin oder der Leiter der Bibliothek wird nach einem Auswahlverfahren gemäß § 31 von der 

Rektorin oder dem Rektor bestellt. Auf Vorschlag der Leiterin oder des Leiters der Bibliothek ist 

von der Rektorin oder dem Rektor eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter der Leiterin oder 

des Leiters der Bibliothek zu bestellen.  
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3 Teil III: Dienstrechtliche Bestimmungen  
 

3.1 § 26 Dienstordnung 

 
Die Rektorin/der Rektor hat nach Beschluss des Senats und Anhörung des Betriebsrates eine Dienstord-
nung zu erlassen (siehe Anhang 7).  
 

3.2 § 27 Dienstpostenplan 

 
Über den dem Rat gemäß § 11 (1) des K-PUG, mit dem eine Landesanstalt zur Errichtung einer Privatuni-

versität eingerichtet wird (K-PUG), zur Beschlussfassung vorzulegenden Dienstpostenplan entscheidet die 

Rektorin/der Rektor nach Anhörung des Senats und des Betriebsrats im Rahmen der Strategiebeschlüsse 

des Senats gemäß § 9 (7) lit. 19.  

 

3.3 § 28 Ausschreibung  

 

(1) Die auf Basis des Dienstpostenplanes zu besetzenden Stellen für wissenschaftlich-künstlerisches 

Personal, ausgenommen UniversitätsprofessorInnen (siehe 5.4 Berufungsordnung für Universi-

tätsprofessorInnen), sowie für nicht-wissenschaftliches Personal sind von der Rektorin/dem Rek-

tor öffentlich auszuschreiben. Die Ausschreibungsfrist hat mindestens drei Wochen zu betragen. 

Die Auswahl hat nach objektiven Kriterien zu erfolgen. Bei der Auswahl des Lehrpersonals ist da-

rauf Bedacht zu nehmen, dass in den für die durchzuführenden Studien wesentlichen Fächern 

dem internationalen Standard entsprechende, künstlerisch, künstlerisch-pädagogisch oder künst-

lerisch-wissenschaftlich ausgewiesene Persönlichkeiten verpflichtet werden.  

 

(2) In folgenden Fällen kann von einer Ausschreibung abgesehen werden:  

a. bei Besetzung von Stellen, die ausschließlich für Aufgaben in der Lehre mit einem geringen 

Stundenausmaß vorgesehen sind, wobei als Beschäftigung mit geringem Stundenausmaß 

eine Beschäftigung im Ausmaß von weniger als einem Drittel der für Vollbeschäftigung vor-

geschriebenen Lehrverpflichtung gilt;  

b. bei Besetzung von Stellen zur Durchführung von maximal ein Jahr dauernden Projekten;  

c. bei Besetzung von Stellen in der Verwaltung kann in begründeten Ausnahmefällen – mit Aus-

nahme von Leitungspositionen – eine rein interne Stellenausschreibung erfolgen.  

 

(3) Die Anwendung der Ausnahmebestimmung gemäß Abs. 2 bedarf eines Beschlusses des Rates.  

 

(4) Das Lehrpersonal nach Abs. 2 wird nach Anhörung der(des) zuständigen Institutsvorständin/Insti-

tutsvorstandes von der Rektorin/dem Rektor bestellt. Die Bestellung des Verwaltungspersonals 

nach Abs. 2 lit. b erfolgt im Einvernehmen mit der (dem) Universitätsdirektorin /Universitätsdi-

rektor durch die Rektorin/den Rektor.  

 

(5) Stellen nach Abs. 2 lit. a können ohne Ausschreibung nicht mit Lehrpersonen besetzt werden, die 

bereits an der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik beschäftigt oder ihr gemäß § 9 K-PUG 

über die Rechtsstellung des Kärntner Landeskonservatoriums zum Betrieb einer Privatuniversität 

(K-PUG) zugewiesen sind, wenn deren gesamtes Stundenausmaß hierdurch das in Abs. 2 lit. a ge-

nannte Ausmaß überschreiten würde.  
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(6) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung jener Lehrpersonen, die Stellen nach Abs. 2 lit. a innehaben, 

kann – mit Ausnahme des Abs. 2 lit. b – ohne erfolgte Objektivierung im Rahmen einer Ausschrei-

bung nicht über die in Abs. 2 lit. a normierte Grenze von einem Drittel der für Vollbeschäftigung 

vorgeschriebenen Lehrverpflichtung erhöht werden. 

 

3.4 § 29 Angehörige der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik  

 

(1) Zu den Angehörigen der Universität zählen:  

 

1. die Studierenden (Stud) 

2. die Forschungsstipendiatinnen und Forschungsstipendiaten (FoS) 

3. das wissenschaftliche bzw. künstlerische Universitätspersonal (wkP) 

4. das nichtwissenschaftliche Universitätspersonal (nwP) 

5. die emeritierten Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren (Em.o.Univ.-Prof. der 

GMPU) 

6. die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren im Ruhestand (o.Univ.-Prof.i.R. der 

GMPU) 

 

(2) Zum wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Universitätspersonal gehören:  

 

1. die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren (Univ.-Prof. der GMPU) 

2. die wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungs-, 

Kunst- und Lehrbetrieb (wkP): 

a. UniversitätsassistentInnen (Univ.-Ass. der GMPU) 

b. Senior Scientists/Senior Artists (SenS/SenA) 

c. Senior Lecturers (SenL) 

d. ProjektmitarbeiterInnen (PM) 

e. LektorenInnen (LK) 

f. Studentische MitarbeiterInnen (StudM)2 

 

(3) Zum nichtwissenschaftlichen Universitätspersonal (nwP) gehören: 

1. das administrative Personal (AdP) 

2. das technische Personal (TeP) 

3. das Bibliothekspersonal (BiP) 

 

3.4.1 Personalkategorien und ihre Kurzbeschreibungen 

 

                                                           
2 und ggf. noch andere Personalkategorien entsprechend der nationalen Kollektivvereinbarung für universitäre ArbeitnehmerInnen i.d.g.F. 
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Abkürzung Personal- und Funktionsbezeichnung Kurzbeschreibung 
(Kurzbeschreibungen und ihre Präzisierungen sind an den Kollektivver-

trag für ArbeitnehmerInnen an den Universitäten 2017 i.d.g.F. gebun-

den) 
wkP Wissenschaftliches bzw. künstleri-

sches Personal 
Das zur Lehre und Forschung bestimmte Fachpersonal der 

PU 

nwP Nicht-wissenschaftliches Personal Das zu Verwaltung und Administration bestimmte Universi-

tätspersonal 
Univ.Prof. Universitätsprofessor/Universitäts-

professorin 
Universitätsprofessoren/Universitätsprofessorinnen wer-

den nach Durchführung eines Berufungsverfahrens in ein 

Arbeitsverhältnis zur Universität in einem künstlerischen o-

der wissenschaftlichen Studienfach aufgenommen. Die for-

malen Voraussetzungen sind mindestens ein abgeschlosse-

nes Masterstudium für ein künstlerisches oder ein Doktorat 

für ein wissenschaftliches Fach. Universitätsprofesso-

ren/Universitätsprofessorinnen haben in diesem Studien-

fach die Forschung bzw. Entwicklung und Erschließung der 

Künste und Lehre zu vertreten und zu fördern sowie sich an 

der Erfüllung der Forschungsaufgaben bzw. Entwicklung 

und Erschließung der Künste der Organisationseinheit, der 

er/sie zugeteilt sind, zu beteiligen. Sie haben selbständig 

Lehrveranstaltungen durchzuführen und Prüfungen abzu-

halten und haben Studierende, insbesondere Diploman-

den/Diplomandinnen und Dissertanten/Dissertantinnen 

(wenn ein Promotionsrecht gegeben), und den wissen-

schaftlichen/künstlerischen Nachwuchs zu betreuen. Sie ha-

ben auch an Organisations- und Verwaltungsaufgaben so-

wie an Evaluierungsmaßnahmen mitzuwirken. Sie stellen 

die Entwicklung und Weiterbildung des wissenschaftlichen 

bzw. künstlerischen und nicht-wissenschaftlichen Universi-

tätspersonals sicher, für den der Universitätsprofessor/die 

Universitätsprofessorin als Vorgesetzter/Vorgesetzte ver-

antwortlich ist. 

Ass.Prof. Assistenzprofessor/Assistenzprofes-
sorin  

Assistenzprofessorinnen/Assistenzprofessoren der Privat-

universität GM stehen in einem Arbeitsverhältnis zur PU. Sie 

müssen ein Master oder Doktorstudium abgeschlossen ha-

ben. Ihr Arbeitsverhältnis dient der Vertiefung und Erweite-

rung der wissenschaftlich-künstlerischen Bildung in einem 

von der PU definierten Fachgebiet. Mit ihnen wird für einen 

bestimmten Zeitraum eine Qualifizierungsvereinbarung ge-

troffen 

Univ.Ass. Universitätsassistent/Universitätsas-
sistentin 

Universitätsassitenten/Universitätsassistentinnen sind 

wissenschaftliche/künstlerische Mitarbeiterinnen, die nach 

Abschluss eines für die in Betracht kommende Verwendung 

vorgesehenen Master-(Diplom-) Studiums oder Doktorats-

/Ph.d.-Studiums in ein Arbeitsverhältnis zur Universität auf-

genommen werden. Das Arbeitsverhältnis dient zur Vertie-

fung und Erweiterung der fachlichen und wissenschaftli-

chen/künstlerischen Bildung, im Falle einer Aufnahme als 

Postdoc auch der Vorbereitung für die Bewerbung auf eine 

Professor(inn)enstelle.  

LVen Lehrende mit Venia („Priv.Doz.“) -  
künstlerisch-wissenschaftlich Lehrbe-
fugte 

Einige Konservatoriumslehrende besitzen auf Grund einer 

universitären Lehrtätigkeit bereits jetzt die Lehrbefugnis 

(Venia docendi).  
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PM ProjektmitarbeiterInnen ProjektmitarbeiterInnen sind ArbeitnehmerInnen, die be-

fristet für die Dauer von wissenschaftlichen/künstlerischen 

Projekten aufgenommen werden, welche von dritten finan-

ziell gefördert werden. Soweit Bestimmungen des Geldge-

bers/der Geldgeberin nicht entgegenstehen, können Pro-

jektmitarbeiterinnen mit ihrer Zustimmung im Rahmen ih-

rer Arbeitszeit auch zur Mitwirkung bei Lehrveranstaltun-

gen herangezogen und mit der selbständigen Abhaltung 

von Lehrveranstaltungen betraut werden.  

SenA Senior Artists Senior Artists werden nach Abschluss eines für die in Be-

tracht kommende Verwendung vorgesehenen Master-(Dip-

lom-) Studiums oder Doktorats-/Ph.d.-Studiums für eine 

nicht nur vorübergehende wissenschaftliche/künstlerische 

Verwendung an der PU aufgenommen. Dazu gehören auch 

Personen, die auf Grund eines unbefristeten Arbeitsverhält-

nisses an wissenschaftlichen/künstlerischen Projekten mit-

arbeiten, die von dritten finanziell gefördert werden. 

SenS Senior Scientists Senior Scientists werden nach Abschluss eines für die in Be-

tracht kommende Verwendung vorgesehenen Master-(Dip-

lom-) Studiums oder Doktorats-/Ph.d.-Studiums für eine 

nicht nur vorübergehende wissenschaftliche/künstlerische 

Verwendung an der PU aufgenommen. Dazu gehören auch 

Personen, die auf Grund eines unbefristeten Arbeitsverhält-

nisses an wissenschaftlichen/künstlerischen Projekten mit-

arbeiten, die von dritten finanziell gefördert werden. 

SenL Senior Lecturer  Senior Lecturers sind wissenschaftliche oder künstlerische 

Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen, die überwiegend in der Lehre 

eingesetzt werden. Der bei Senior Artists für eine Verwen-

dung vorgesehene Abschluss eines BA-, MA-, Dr-Studiums 

kann bei künstlerischen SenL-Mitarbeiterinnen durch den 

Nachweis einer vergleichbaren künstlerischen oder fachli-

chen Eignung ersetzt werden. Bei wissenschaftlichen Mitar-

beitern/Mitarbeiterinnen bleibt die Voraussetzung eines ab-

geschlossenen MA-Studiums (mindestens) aufrecht. 

LK Lektoren/Lektorinnen Lektorinnen/Lektoren sind teilzeitbeschäftigte Arbeitneh-

mer/Arbeitnehmerinnen, die ausschließlich mit der Durch-

führung von Lehraufgaben in einem wissenschaftlichen, 

künstlerischen oder praktischen Studienfach betraut sind. 

Ihr Arbeitsverhältnis kann auf bestimmte oder unbestimmte 

Zeit abgeschlossen werden. 

StudM Studentische Mitarbeiter/Mitarbei-
terinnen 

Studentische Mitarbeiter/Studentische Mitarbeiterinnen 

sind teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen, 

die bei Abschluss des Arbeitsvertrages ein für die in Betracht 

kommende Verwendung vorgesehenes Master-(diplom-) 

studium noch nicht abgeschlossen haben. Sie haben nach 

Maßgabe des Arbeitsvertrages bei Lehrveranstaltungen, bei 

wissenschaftlichen/künstlerischen Arbeiten, bei der Betreu-

ung von Studierenden, bei Verwaltungstätigkeiten und bei 

der Durchführung von Evaluierungsmaßnahmen nach An-

weisung ihres/ihrer Dienstvorgesetzten mitzuwirken. 

 

3.5 § 30 HonorarprofessorInnen 

 

HonorarprofessorInnen gehören zur Gruppe des in § 28 Abs. 2 lit. b erwähnten Fachpersonals. 
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3.6 § 31 Besetzungsverfahren (wkP3, nwP4) 

 
(1) Für die Besetzung des wissenschaftlich-künstlerischen Personals (mit Ausnahme von Universitäts-

professorinnen und Universitätsprofessoren – siehe 5.4 „Berufungsordnung für Universitätspro-

fessorInnen“) ist grundsätzlich eine Besetzungskommission gemäß § 12 zuständig. Ausnahmen 

sind in § 28 Abs. 2 geregelt.  

 

(2) Für die Auswahl des nicht-wissenschaftlichen Personals ist eine von der Rektorin/dem Rektor ein-

gesetzte Auswahlkommission zuständig, der jedenfalls die (der) UniversitätsdirektorIn bzw. deren 

(dessen) StellvertreterIn als Vorsitzende(r) anzugehören hat. Auf das Verfahren sind – in gleicher 

Weise bei internen und externen Ausschreibungen – die Bestimmungen über das Besetzungsver-

fahren sinngemäß mit der Ausnahme anzuwenden, dass bei einem Veto der Rektorin/des Rektors 

gemäß Abs. 5 die Entscheidung auf die Rektorin/der Rektor übergeht.  

 

(3) Die Rektorin/der Rektor beschließt in Abstimmung mit der (dem) Institutsvorständin/Institutsvor-

stand den Ausschreibungstext.  

 

(4) Die Besetzungskommission/Auswahlkommission sichtet die einlangenden Bewerbungen und be-

schließt, welche Bewerberinnen und Bewerber von der Rektorin oder dem Rektor zu einem Aus-

wahlverfahren einzuladen sind. Das Kriterium zur Auswahl sind die allgemeinen Voraussetzungen 

und Aufgaben und die spezifischen Voraussetzungen und Aufgaben gemäß der betreffenden Stel-

lenausschreibung.  

 

(5) Die Besetzungskommission/Auswahlkommssion hat ihr Auswahlverfahren eine Woche vor dem 

Verfahren bekanntzugeben und nach Abschluss des Auswahlverfahrens durch Beschluss festzule-

gen, welche Bewerberinnen oder Bewerber für die ausgeschriebene Stelle geeignet sind und in 

Hinblick auf die Besetzungsverhandlungen eine Reihung vorzunehmen.  

 

(6) Gegen diese Entscheidung der Besetzungskommission/Auswahlkommission kann die Rektorin o-

der der Rektor, wenn begründete Zweifel an der ordnungsgemäßen Abwicklung des Besetzungs-

verfahrens vorliegen, ein Veto einlegen. Übt die Rektorin oder der Rektor im Falle der Besetzungs-

kommission dieses Vetorecht aus, wird der Senat mit der Entscheidung der Besetzungskommis-

sion befasst. Der Senat kann die Entscheidung der Besetzungskommission bestätigen oder aufhe-

ben und die Neuausschreibung der Stelle (im Falle von schwerwiegenden Mängeln im Verfahren 

mit einer anderen Besetzungskommission) veranlassen. In Bezug auf die Auswahlkommission 

kann die Rektorin/der Rektor in begründeten Fällen ein Veto einlegen, und die Entscheidung der 

Auswahlkommission nach Untersuchung bestätigen oder aufheben und die Neuausschreibung 

der Stelle veranlassen. Im Falle von schwerwiegenden Mängeln im Verfahren muss eine andere 

Auswahlkommission eingesetzt werden. 

 

(7) Die Rektorin/ der Rektor führt die Besetzungsverhandlungen und schließt nach erfolgreichem Ab-

schluss der Verhandlungen mit der ausgewählten Kandidatin oder dem ausgewählten Kandidaten 

ehestmöglich den Arbeitsvertrag. 

  

                                                           
3 wkP: wissenschaftlich-künstlerische Personal 
4 nwP: nicht-wissenschaftliches Personal 
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4 Teil IV: Gebarung und finanzielle Kontrolle 
 

4.1 § 32 Haushaltsordnung (siehe §§ 11 bis 16 K-PUG)  

 

5 Teil V: Anhänge für Verfahrens- und organisationsrechtliche Bestimmungen  
 

5.1 Anhang 1: Studien- und Prüfungsordnung (siehe Anhang 1) 

 

5.2 Anhang 2: Allgemeine Geschäftsordnung der Kollegialorgane (siehe Anhang 2) 

 

5.3 Anhang 3: Wahlordnung (siehe Anhang 3) 
 

5.4 Anhang 4: Berufungsordnung für Universitätsprofessuren (siehe Anhang 4) 

 

5.5 Anhang 5: Akademische Ehrungen (siehe Anhang 5) 

 

5.6 Anhang 6: Einbindung Absolventinnen/Absolventen (siehe Anhang 6) 
 

5.7 Anhang 7: Dienstordnung (siehe Anhang 7) 
 

5.8 Anhang 8: Gleichstellungsplan (siehe Anhang 8) 
 

6 Teil VI: Übergangsbestimmungen 
 

6.1 § 33 Überleitung bestehender Organe (siehe K-PUG § 20) 
 

(1) Die erstmalige Errichtung der Institute obliegt der Rektorin/dem Rektor. Die Bestellung der Institutsvor-
stände erfolgt, abweichend von § 21, ohne interne Ausschreibung durch die Rektorin/den Rektor.  
 

(2) Der am Tag des In-Kraft-Tretens dieser Satzung im Amt befindliche Koordinator (Administrator) der Verwal-
tung des Kärntner Landeskonservatoriums wird abweichend zu § 23 unbefristet mit der Funktion der (des) 
Universitätsdirektorin/Universitätsdirektors betraut.  

 
(3) Die (der) am Tag des In-Kraft-Tretens dieser Satzung im Amt befindliche Leiterin/Leiter der Bibliothek des 

Kärntner Landeskonservatoriums wird abweichend zu § 25 (3) unbefristet mit der Funktion der (des) Bibli-
otheksdirektorin/Bibliotheksdirektors betraut.  

 

7 Teil VII: Schlussbestimmungen 
  

7.1 § 34 Änderungen der Satzung  

 
Über Änderungen dieser Satzung entscheidet gemäß § 9 Abs. 1 des K-PUG der Senat auf Vorschlag der 

Rektorin/des Rektors. Hinweise auf die Erlassung der Satzung, auf den Ort der Auflage zur öffentlichen 

Einsichtnahme und auf jede Änderung der Satzung sowie der Inhalt der jeweiligen Satzung sind im Inter-

net auf der Homepage der Anstalt zu verlautbaren.  
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7.2 § 35 Einsichtnahme  

 
Die Satzung liegt zur Einsichtnahme in der Gustav Mahler Privatuniversität für Musik im Büro der Rektorin/ 
des Rektors und auf der Website der GMPU auf. 
 

7.3 § 36 In-Kraft-Treten  

 
(1) Diese Satzung tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung ihrer Erlassung in Kraft. Die Kundmachung er-

folgt auf der Website der GMPU. 
 

(2) Die Kundmachung gemäß Abs. 1 kann frühestens nach bescheidmäßiger Akkreditierung des Kärntner Lan-
deskonservatoriums als Privatuniversität nach dem PUG i.d.g.F. erfolgen.  
 


